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lieh der Benennung von für das Einbringen geeigneten 
Gebieten, und entsprechende Empfehlungen gegeben 
werden;

f) alle zusätzlichen Maßnahmen erörtert werden, die erfor­
derlich sind.

5. Die Vertragsparteien legen auf ihrem ersten Konsultativ­
treffen eine Geschäftsordnung im notwendigen Umfang fest.

ARTIKEL XV
1. a) Auf Sitzungen der Vertragsparteien, die gemäß Arti­

kel XIV einberufen werden, können Änderungen dieser Kon­
vention durch eine Zweidrittelmehrheit der anwesenden Ver­
tragsparteien beschlossen werden. Eine Abänderung tritt für 
die Parteien, die sie akzeptiert haben, am 60. Tage, nachdem 
zwei Drittel der Parteien eine Annahmeurkunde der Abände­
rung bei der Organisation hinterlegt haben, in Kraft. Danach 
tritt die Änderung für jede andere Partei 30 Tage, nachdem 
sie ihre Annahmeurkunde über die Änderung hinterlegt hat, 
in Kraft.

b) Die Organisation unterrichtet alle Vertragsparteien 
über alle Anträge, die in bezug auf eine Sondersitzung gemäß 
Artikel XIV unterbreitet worden sind, sowie ütxjr alle Abän­
derungen, die auf Sitzungen der Parteien beschlossen wurden, 
und über das Datum, an dem jede solche Änderung für jede 
Partei in Kraft tritt.

2. Änderungen zu den Anlagen werden sich auf wissen­
schaftliche oder technische Erwägungen stützen. Änderungen 
der Anlagen, die von einer Zweidrittelmehrheit der auf einer 
im Einklang mit Artikel XIV einberufenen Sitzung anwesen­
den Parteien bestätigt werden, treten für iede Vertragspartei 
sofort nach Notifizierung ihrer Annahme an die Organisation 
in Kraft und für alle anderen Parteien 100 Tage nach ihrer 
Bestätigung durch die Sitzung, ausgenommen für die Par­
teien, die vor Ablauf der 100 Tage eine Erklärung abgeben, 
daß sie außerstande sind, die Änderung zu diesem Zeitpunkt 
zu akzeptieren. Die Parteien sollten sich bemühen, wenn sie 
eine Änderung akzeptiert haben, dies der Organisation so bald 
wie möglich nach der Bestätigung der Abänderung auf einer 
Sitzung mitzuteilen. Eine Partei kann jederzeit an Stelle einer 
vorherigen ablehnenden Erklärung eine Annahme treten las­
sen, und die vorher abgelehnte Änderung tritt danach für 
diese Partei in Kraft.

3. Eine Annahme oder eine ablehnende Erklärung gemäß 
diesem Artikel wird durch Hinterlegung einer Urkunde bei der 
Organisation vorgenommen. Die Organisation unterrichtet alle 
Vertragsparteien vom Eingang solcher Urkunden.

4. Vor der Benennung der Organisation werden die ihr 
hierin zugewiesenen Aufgaben vorübergehend von der Regie­
rung des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und 
Nordirland als einem der Depositäre dieser Konvention wahr­
genommen.

ARTIKEL XVI
Diese Konvention wird vom 29. Dezember 1972 bis 31. De­

zember 1973 in London, Mexico City, Moskau und Washington 
für jeden Staat zur Unterzeichnung aufgelegt.

ARTIKEL XVII
Diese Konvention unterliegt der Ratifizierung. Die Ratifi­

kationsurkunden sind bei den Regierungen Mexikos, der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Nordirländ und der 
Vereinigten Staaten von Amerika zu hinterlegen.

ARTIKEL XVIII
Nach dem 31. Dezember 1973 steht diese Konvention jedem 

Staat zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden sind bei den 
Regierungen Mexikos, der Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken, des Vereinigten Königreiches von Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
hinterlegen.

ARTIKEL XIX

1. Diese Konvention tritt am 30. Tage nach dem Datum der 
Hinterlegung der 15. Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in 
Kraft.

2. Für jede Vertragspartei, die die Konvention nach der 
Hinterlegung der 15. Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ra­
tifiziert bzw. ihr beitritt, tritt die Konvention am 30. Tage 
nach Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
durch diese Partei in Kraft.

ARTIKEL XX
Die Depositäre unterrichten die Vertragsparteien:
a) über Unterzeichnungen dieser Konvention und über die 

Hinterlegung von Ratifikations-, Beitritts- oder Rück­
trittsurkunden gemäß Artikel XVI, XVII, XVIII und 
XXI und

b) über den Zeitpunkt, an dem diese Konvention gemäß 
Artikel XIX in Kraft tritt.

ARTIKEL XXI
Jede Vertragspartei kann von dieser Konvention zurücktre­

ten, indem sie einen Depositär sechs Monate davor schriftlich 
davon unterrichtet, der allen Parteien diese Mitteilung un­
verzüglich zustellt.

ARTIKEL XXII

Das Original dieser Konvention, deren englische, franzö­
sische, russische und spanische Fassung gleichermaßen gültig 
ist, wird bei den Regierungen Mexikos, der Union der Sozia­
listischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreiches von 
Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten 
von Amerika hinterlegt, die allen Staaten beglaubigte Kopien 
davon zustellen.

ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten bevoll­
mächtigten Vertreter, die durch ihre jeweilige Regierung 
ordnungsgemäß ermächtigt sind, die vorliegende Konvention 
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu London, Mexico City, Moskau und Wa­
shington in vierfacher Ausfertigung am neunundzwanzigsten 
Tag des Dezember 1972.

Anlage I

1. Organohalogene Verbindungen.
2. Quecksilber und Quecksilberverbindungen. ‘
3. Kadmium und Kadmiumverbindungen.
4. Resistente Plaste und andere resistente synthetische Mate­

rialien, zum Beispiel Netze und Taue, die im Meer schwim­
men oder schweben können, so daß sie die Fischerei, die 
Schiffahrt oder die sonstige rechtmäßige Nutzung des Mee­
res beträchtlich beeinträchtigen.

5. Rohöl, Heizöl, Dieselschweröl und Schmieröl, Treibmittel 
und Gemische, die einen dieser Stoffe enthalten, die zum 
Zweck des Einbringens an Bord genommen werden.

6. Hochgradig radioaktive Abfälle oder andere hochgradig 
radioaktive Stoffe, die von dem auf diesem Gebiet zustän­
digen internationalen Organ, gegenwärtig der Internatio­
nalen Atomenergieorganisation, aus gesundheitlichen, bio­
logischen oder anderen Gründen für das Einbringen auf 
See als ungeeignet definiert wurden.

7. Materialien in jeder beliebigen Form (z. B. fest, flüssig, 
zähflüssig, gasförmig oder lebende Organismen), die für 
die biologische und chemische Kriegsführung produziert 
wurden.

8. Die vorangehenden Ziffern dieser Anlage gelten nicht für 
Substanzen, die durch physikalische, chemische oder bio-


